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Fachtagung 
 

Normen und Stand der Technik in der Öffentlichen Verwaltung 
 

12. November 2015, Landhaus, Linz 

Veranstalter: Institut für Verwaltungsrecht und Verwaltungslehre in Kooperation mit dem Amt der Oö. Landesregierung 

 

 

Neu: 2. aktualisierte und erweiterte Auflage 
 
Franz Leidenmühler 

Europarecht. Die Rechtsordnung der Europäischen Union 
 
 Das Studienbuch Europarecht wurde speziell für die Bedürfnisse des universitären Europarechtsunterrichts entwickelt, 
wird aber zugleich auch den Anforderungen eines Grundrisses für die Praxis gerecht. Es vermittelt in einer strukturierten 
und auf das Wesentliche konzentrierten Form ein grundlegendes Verständnis von Aufbau und Funktionsweise der 
Rechtsordnung der Europäischen Union.  

35 Euro, 2. Auflage, XX und 296 Seiten, Harteinband, gebunden, Stand 1. Juli 2015, ISBN 978-3-902883-24-7 

 

 
 
I. Bundesgesetzblatt 
 
BGBl II 304/2015 

Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, mit der die Verordnung über die Beherr-
schung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen in Bergbaubetrieben (Bergbau-Unfallverordnung 2015 – 
Bergbau-UV 2015) erlassen und die Verordnung über Sicherheitsabstände zu Anlagen des Kohlenwasserstoffberg-
baus und zu Anlagen für vergleichbare Tätigkeiten geändert wird 

 

  

http://www.vwrecht.jku.at/fachtagung/fachtagung_2015/
http://www.pedell.at/index.php/studienbuecher/25-die-rechtsordnung-der-europ%C3%A4ischen-union.html
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2015_II_304/BGBLA_2015_II_304.pdf


BGBl II 306/2015 (Anlage) 

Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie betreffend Ausweise für Organe der Fern-
meldebehörde 

 

BGBl II 310/2015 

Zweite Verordnung der Bundesministerin für Inneres, mit der die Verordnung der Bundesministerin für Inneres über die 
vorübergehende Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen, geändert wird 

 

II. Amtsblatt der EU 
 
ABl L 264  v 09.10.2015, 1 

Beschluss (EU) 2015/1814 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Oktober 2015 über die Einrichtung und 
Anwendung einer Marktstabilitätsreserve für das System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in 

der Union und zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG 

 

ABl L 270  v 15.10.2015, 1 

Verordnung (EU) 2015/1839 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Oktober 2015 zur Änderung der Ver-
ordnung (EU) Nr 1303/2013 im Hinblick auf spezifische Maßnahmen für Griechenland 

 

III. Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof, Verwaltungsgerichte 
 
A. Verfassungsgerichtshof 
 
24.09.2015, G 176/2015 ua 

Ktn Flurverfassungs-LandesG; Aufhebung von Bestimmungen des Kärntner Flurverfassungs-LandesG betr das Be-
schwerderecht überstimmter Mitglieder einer Agrargemeinschaft gegen Beschlüsse der Vollversammlung wegen 

Verstoßes gegen die EMRK infolge des normierten Ausschlusses einer Beschwerdemöglichkeit auch im Fall von Streitig-
keiten über zivilrechtliche Ansprüche und Verpflichtungen sowie wegen Verstoßes gegen das Rechtsstaatsprinzip 

 

25.09.2015, W I 5/2015 

B-VG; Ktn Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlordnung; Wiederholung der Stichwahl in Sittersdorf (Ktn) aufgrund 
unzulässiger Wahlwerbung durch Bürgermeister und Vizebürgermeister; Aussendungen seien für sich geeignet gewe-

sen, auf das Wahlverhalten der wahlberechtigten Wähler zum Nachteil der Anfechtungswerber wesentlichen Einfluss zu 
nehmen; Verletzung des freien Wahlrechts 

 

06.10.2015, UA 9/2015 

B-VG; Hypo-Untersuchungsausschuss; Zurückweisung der Beschwerde gegen den Ausschluss als Vertrauensper-
son in einer Sitzung des Hypo-Untersuchungsausschusses mangels Geltendmachung der Verletzung von dem Be-

schwerdeführer zustehenden Persönlichkeitsrechten 

 

  

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2015_II_306/BGBLA_2015_II_306.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2015_II_306/COO_2026_100_2_1142197.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2015_II_310/BGBLA_2015_II_310.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32015D1814&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32015D1814&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:JOL_2015_270_R_0001&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:JOL_2015_270_R_0001&from=DE
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20150924_15G00176_00/JFT_20150924_15G00176_00.pdf
https://www.vfgh.gv.at/cms/vfgh-site/attachments/1/1/6/CH0003/CMS1444722352760/buergermeisterwahl_sittersdorf_entscheidung.pdf
https://www.vfgh.gv.at/cms/vfgh-site/attachments/0/2/5/CH0003/CMS1444721583403/ua_grossmann_entscheidung.pdf


B. Verwaltungsgerichtshof 
 
10.03.2015, Ro 2014/06/0086 

Ktn BauO; Auftrag zur Herstellung des rechtmäßigen Zustands durch Abbruch eines überdachten Schwimmbeckens 
sowie eines Wintergartens; der Bebauungsplan steht einer Baubewilligung für die Errichtung des Wintergartens entge-

gen, weshalb kein Auftrag zur Einholung einer nachträglichen Baubewilligung zu ergehen hatte; das überdachte 
Schwimmbecken liegt auf einer im Teilbebauungsplan ausgewiesenen Verkehrsfläche des Grundstücks, weshalb der Be-

seitigungsauftrag zu Recht erging 

 

09.09.2015, Ra 2015/03/0035 

EisenbahnG; da § 45 EisenbahnG ausdrücklich von der Beseitigung von durch Naturereignisse eingetretenen „Ge-
fährdungen“ spricht, erfasst der der Beseitigungsverpflichtung des Eisenbahnunternehmens nach § 45 erster Satz leg 
cit korrespondierende Duldungsauftrag nach § 45 zweiter Satz leg cit nicht bloß die Beseitigung des Erdrutschmaterials 

(der Scholle), sondern auch des Teils des Forstweges, der nachvollziehbar eine Gefährdung iSd § 43 leg cit repräsentiert 

 

C. Verwaltungsgerichte 
 
BVwG 03.08.2015, W208 2012549-1; W208 2012603-1; W208 2012606-1 

Gerichtliches EinbringungsG; nach § 6b Abs 2 Gerichtliches EinbringungsG ist die Behörde an den Bescheid gebunden, 
sobald er „zur Ausfertigung abgegeben ist“; ein Bescheid ist sohin schon bzw erst dann rechtlich existent, wenn er bei 
der Abfertigungsstelle des Gerichts einlangt; das Datum im Genehmigungsvermerk ist nicht relevant 

 

BVwG 12.08.2015, W120 2103955-1; W120 2103960-1; W120 2103962-1; W120 2011904-1 

PrivatradioG; VwGVG; liegen die Voraussetzungen für eine Sachentscheidung gem § 28 Abs 2 VwGVG nicht vor und ist 
die Beschwerde nicht zurück- oder abzuweisen, ist bei einer Ermessensentscheidung der Behörde der Bescheid gem 
§ 28 Abs 4 VwGVG aufzuheben und zurückzuverweisen; da ggst die für die Auswahlentscheidung zentralen Aspekte nicht 

ermittelt wurden, war der Bescheid gem § 28 Abs 4 VwGVG aufzuheben und an die Behörde zurückzuverweisen 

 

BVwG 18.09.2015, W194 2017581-1 

VwGVG; die in § 43 Abs 1 VwGVG normierte Verjährungsfrist ist auch auf Fälle anzuwenden, in denen der gem § 9 
Abs 7 VStG Haftungspflichtige Beschwerde erhoben hat; eine Anwendung des § 9 VStG setzt voraus, dass die in Rede 

stehende Straftat der juristischen Person rechtlich zurechenbar ist, weshalb aus Rechtsschutzüberlegungen § 43 Abs 1 
VwGVG zur Anwendung gelangen muss 

 

LVwG NÖ 24.07.2015, LVwG-S-56/001-2015 

VwGVG; § 7 Abs 3 VwGVG ist nur auf Parteien anzuwenden, deren Parteistellung im Verwaltungsverfahren unstrittig 

war und die auch tatsächlich dem Verwaltungsverfahren beigezogen worden sind; die Frage des Mitspracherechtes des Bf 
hätte zunächst durch die belangte Behörde geklärt werden müssen 

 

LVwG NÖ 06.08.2015, LVwG-AV-727/001-2015 

VwGVG; die Entscheidungsfrist nach § 73 AVG im Falle einer Weiterleitung wegen Unzuständigkeit beginnt mit dem 

Einlangen bei jener Behörde zu laufen, deren Entscheidungspflicht in Rede steht; maßgeblich ist nicht das Einlangen bei 
einer anderen Behörde, welche im Zeitpunkt der Antragseinbringung unzuständig war oder auch in der Folge unzuständig 
wurde; diese Rechtsauffassung kann auf § 8 Abs 1 VwGVG übertragen werden 

 

LVwG Stmk 14.07.2015, LVwG 46.1-1691/2015 

WasserrechtsG; bei der Beurteilung, ob ein Antrag auf Genehmigung einer Pflanzenkläranlage im öffentlichen Interesse 
unzulässig ist (§ 105 Abs 1 WasserrechtsG), kann das Stmk KanalG herangezogen werden; die wasserrechtliche Ge-
nehmigung einer Einzelkläranlage für eine Liegenschaft, die im Anschlussverpflichtungsbereich einer wasserrechtlich 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2014060086_20150310J00/JWT_2014060086_20150310J00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2015030035_20150909L00/JWT_2015030035_20150909L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20150803_W208_2012549_1_00/BVWGT_20150803_W208_2012549_1_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20150803_W208_2012603_1_00/BVWGT_20150803_W208_2012603_1_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20150803_W208_2012606_1_00/BVWGT_20150803_W208_2012606_1_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20150812_W120_2103955_1_00/BVWGT_20150812_W120_2103955_1_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20150812_W120_2103960_1_00/BVWGT_20150812_W120_2103960_1_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20150812_W120_2103962_1_00/BVWGT_20150812_W120_2103962_1_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20150812_W120_2011904_1_00/BVWGT_20150812_W120_2011904_1_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20150918_W194_2017581_1_00/BVWGT_20150918_W194_2017581_1_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_NI_20150724_LVwG_S_56_001_2015_00/LVWGT_NI_20150724_LVwG_S_56_001_2015_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_NI_20150806_LVwG_AV_727_001_2015_00/LVWGT_NI_20150806_LVwG_AV_727_001_2015_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_ST_20150714_LVwG_46_1_1691_2015_00/LVWGT_ST_20150714_LVwG_46_1_1691_2015_00.pdf


bereits genehmigten und in Kürze hergestellten öffentlichen Kanalanlage liegt, widerspricht den öffentlichen Interessen der 
örtlichen Gemeinde an einer gesetzlich geforderten Abwasserentsorgung 

 

IV. Gerichtshof der Europäischen Union 
 
A. Gerichtshof 
 
15.10.2015, Rs C-137/14, Kommission / Deutschland  

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Richtlinie 2011/92/EU – Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffent-
lichen und privaten Projekten – Art 11 – Richtlinie 2010/75/EU – Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Ver-
minderung der Umweltverschmutzung) – Art 25 – Zugang zu Gerichten – Abweichende nationale Verfahrensvorschrif-
ten  

 

15.10.2015, Rs C-168/14, Grupo Itevelesa ua  

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 49 AEUV und 51 AEUV – Niederlassungsfreiheit – Richtlinie 2006/123/EG – Gel-
tungsbereich – Dienstleistungen im Binnenmarkt – Richtlinie 2009/40/EG – Zugang zu Tätigkeiten der technischen 
Überwachung von Kraftfahrzeugen – Ausübung durch ein privatwirtschaftliches Unternehmen – Tätigkeiten, die mit 
der Ausübung öffentlicher Gewalt verbunden sind – Zulassungssystem – Zwingende Gründe des Allgemeininteresses – 

Sicherheit des Straßenverkehrs – Geografische Verteilung – Mindestentfernung zwischen den Stationen zur technischen 
Überwachung von Kraftfahrzeugen – Marktanteilsschwelle – Rechtfertigung – Eignung, das angestrebte Ziel zu errei-

chen – Kohärenz – Verhältnismäßigkeit  

 

15.10.2015, Rs C-216/14, Covaci  

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen – Richtlinie 2010/64/EU – Recht auf Dol-
metschleistungen und Übersetzungen in Strafverfahren – Verfahrenssprache – Strafbefehl, mit dem eine Geldstrafe ver-
hängt wird – Einspruchsmöglichkeit in einer anderen als der Verfahrenssprache – Richtlinie 2012/13/EU – Recht auf 
Belehrung und Unterrichtung in Strafverfahren – Recht auf Unterrichtung über den Tatvorwurf – Zustellung eines Straf-
befehls – Modalitäten – Verpflichtung des Beschuldigten zur Bestellung eines Zustellungsbevollmächtigten – Lauf der 

Einspruchsfrist ab der Zustellung an den Zustellungsbevollmächtigten  

 

15.10.2015, Rs C-251/14, Balázs  

Vorlage zur Vorabentscheidung – Rechtsangleichung – Qualität von Dieselkraftstoffen – Technische Spezifikation, die 
gegenüber dem Unionsrecht zusätzliche Qualitätsanforderungen stellt  

 

15.10.2015, Rs C-306/14, Biovet  

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 92/83/EWG – Harmonisierung der Struktur der Verbrauchsteuern auf Alko-
hol und alkoholische Getränke – Art 27 Abs 1 Buchst d – Befreiung von der harmonisierten Verbrauchsteuer – Ethylalko-

hol – Verwendung zur Reinigung und Desinfektion von Materialien und Räumen, die der Herstellung von Arzneimitteln 
dienen  

 

15.10.2015, Rs C-310/14, Nike European Operations Netherlands  

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verordnung (EG) Nr 1346/2000 – Art 4 und 13 – Insolvenzverfahren – Benachteili-
gende Handlungen – Klage auf Erstattung vor dem Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens erfolgter Zahlungen 

– Recht des Mitgliedstaats der Eröffnung des Insolvenzverfahrens – Recht eines anderen Mitgliedstaats, dem die betref-
fende Handlung unterliegt – Recht, nach dem ‚in diesem Fall diese Handlung in keiner Weise … angreifbar ist‘ – Be-

weislast  

 

15.10.2015, verb Rs C-352/14 und C-353/14, Iglesias Gutiérrez  

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 107 AEUV und 108 AEUV – Finanzkrise – Beihilfen für den Finanzsektor – Verein-
barkeit einer Beihilfe mit dem Binnenmarkt – Entscheidung der Europäischen Kommission – Einem Umstrukturierungs-

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169823&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169823&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169824&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169824&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169826&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169826&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169822&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169822&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169821&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169821&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169825&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169825&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169828&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169828&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409


prozess unterworfenes Finanzunternehmen – Entlassung eines Arbeitnehmers – Nationale Vorschriften über die Höhe 
der Abfindungen  

 

15.10.2015, Rs C-494/14, Axa Belgium  

Vorlage zur Vorabentscheidung – Beamte – Beamtenstatut – Art 73, 78 und 85a – Verkehrsunfall – Nationales Recht be-
treffend eine Regelung der verschuldensunabhängigen Haftung – Forderungsübergang auf die Europäische Union 
– Begriff ‚Haftpflichtiger Dritter‘ – Autonomer unionsrechtlicher Begriff – Begriff, der jede Person umfasst, die nach nati-
onalem Recht den vom Geschädigten oder von seinen Rechtsnachfolgern erlittenen Schaden zu ersetzen hat – Leistun-
gen, die nicht definitiv von der Union zu tragen sind 

 

B. Schlussanträge 
 
15.10.2015, Rs C-689/13, PFE (GA Wathelet) 

Wiedereröffnung des mündlichen Verfahrens – Art 267 AEUV – Begriff ‚Gericht‘ – Organisationsbezogener Ansatz – 

Funktionaler Ansatz 

 

15.10.2015, Rs C-247/14 P, HeidelbergCement / Kommission (GA Wahl) 

Rechtsmittel ‒ Märkte für Zement und verwandte Produkte ‒ Art 18 Abs 3 der Verordnung (EG) Nr 1/2003 des Rates ‒ Be-
fugnisse der Kommission bei Auskunftsverlangen ‒ Begründung ‒ Erforderlichkeit der verlangten Auskünfte ‒ For-
mat der verlangten Auskünfte ‒ Verhältnismäßigkeit des Auskunftsverlangens ‒ Selbstbelastung 

 

15.10.2015, Rs C-248/14 P, Schwenk Zement / Kommission (GA Wahl) 

Rechtsmittel ‒ Märkte für Zement und verwandte Produkte ‒ Art 18 Abs 3 der Verordnung (EG) Nr 1/2003 des Rates ‒ Be-
fugnisse der Kommission bei Auskunftsverlangen ‒ Wahl des Rechtsinstruments für Auskunftsverlangen ‒ Verhält-
nismäßigkeit ‒ Begründung 

 

15.10.2015, Rs C-431/14 P, Griechenland / Kommission (GA Sharpston) 

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Von der hellenischen Agrarversicherungsanstalt (ELGA) in den Jahren 2008 und 
2009 gewährte Ausgleichszahlungen – Beschluss, mit dem die Beihilfen für mit dem Binnenmarkt unvereinbar erklärt 
werden und ihre Rückforderung angeordnet wird – Begriff der staatlichen Beihilfe – Staatliche Beihilfen, die als mit 

dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden können – Art 107 Abs 3 Buchst b AEUV – Vorübergehender Gemein-
schaftsrahmen für staatliche Beihilfen zur Erleichterung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln in der Finanz- und Wirt-

schaftskrise 

 

C. Gericht 
 
Keine relevanten Urteile im Berichtszeitraum. 

 

V. Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 
 
15.10.2015, Beschwerde Nr. 27510/08, Perinçek / Schweiz 

Verletzung von Art 10 EMRK (Recht auf freie Meinungsäußerung); bf türkischer Politiker behauptete auf mehreren Ver-
anstaltungen in der Schweiz, dass die Massendeportationen und Massaker an Armeniern im Osmanischen Reich 1915 
keinen Völkermord darstellen würden; strafrechtliche Verurteilung aufgrund dieser Aussagen unverhältnismäßig, da 

kein Aufruf zu Hass oder Intoleranz; keine völkerrechtliche Verpflichtung der Schweiz, derartige Aussagen zu sanktionie-
ren; Verurteilung aufgrund einer Aussage, die von der allgemein etablierten Meinung in der Schweiz abweicht, als Zensur  

 

 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169827&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d5982219480e0043f6bca6caf20d3200df.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4Oc30Pe0?text=&docid=169827&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=627409
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=169781&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=631504
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=169781&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=631504
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=169761&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=286857
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=169761&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=286857
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=169763&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=286857
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=169763&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=286857
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=169842&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=286857
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=169842&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=286857
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-158235


15.10.2015, Beschwerde Nr. 37553/05, Kudrevičius ua / Litauen 

Keine Verletzung von Art 11 EMRK (Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit); bedingte Haftstrafe für bf Bauern, die im 
Zuge einer Demonstration drei wichtige Hauptverkehrsverbindungen mehrere Tage blockiert hatten, konventionskon-
form; zwar weder Akte der Gewalt noch Aufruf dazu seitens der Bf, jedoch schwerwiegende Beeinträchtigung der öffentl i-

chen Ordnung; hinreichende Interessenabwägung 

 

15.10.2015, Beschwerde Nr. 40081/14, L.M. ua / Russland 

Verletzung von Art 2 (Recht auf Leben), Art 3 (Folterverbot und Verbot unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung), 
Art 5 Abs 1 lit f (Recht auf Freiheit und Sicherheit) und Abs 4 EMRK(Recht auf richterliche Haftprüfung); Abweisung des 
Asylantrags der syrischen Bf in Russland; Abschiebung nach Syrien würde immanente Gefahr für Leben und Sicher-
heit darstellen 

 

13.10.2015, Beschwerde Nr. 37428/06, Bremner / Türkei 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privatlebens); Bf wurde in einer TV-Dokumentation bei der Aus-
übung seiner evangelisch-christlichen Überzeugungen dargestellt und als „ausländischer Religionshausierer“ bezeich-
net; seine konventionswidrige Darstellung ohne Unkenntlichmachung des Gesichts trägt nicht zu einer Debatte im all-

gemeingesellschaftlichen Interesse bei, ungeachtet der Tatsache, dass ein öffentliches Interesse an religiöser Missionie-
rung besteht  
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Disclaimer 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institu-

te, Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharak-

ter“ sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der 
Institute, Aktualität und Relevanz. 

Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Aus-

wahl nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Bau-

recht, Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwal-
tungsverfahren, Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), 
Aktualität und Relevanz. 

Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 

AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 

Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz.  
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/polizeirecht_aktuell/
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